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N A C H R I C H T E N

   

Welche rechtliche Wirkung hat das DVGW-Regelwerk in 
der Wasserversorgung?
In einer Reihe von Gesetzen und 
Verordnungen, die sich auf die 
Trinkwasserversorgung beziehen, 
wird hinsichtlich der Festlegung der 
technisch-wissenschaftlichen An-
forderungen vom Gesetzgeber die 
Einhaltung der „allgemein aner-
kannten Regeln der Technik“ gefor-
dert; so z. B. an folgenden Stellen: 

•	� �Nach § 50 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) dürfen Wassergewin-
nungsanlagen nur nach den allge-
mein anerkannten Regeln der 
Technik errichtet, unterhalten 
und betrieben werden.

•	� Nach § 4 Trinkwasserverordnung 
(TrinkwV) muss Trinkwasser so 
beschaffen sein, dass durch seinen 
Genuss oder Gebrauch eine Schä-
digung der menschlichen Ge-
sundheit nicht zu besorgen ist. Es 
muss rein und genusstauglich 
sein. Diese Anforderung gilt als 
erfüllt, wenn bei Wassergewin-
nung, -aufbereitung und -vertei-
lung mindestens die allgemein 
anerkannten Regeln der Technik 
eingehalten werden.

•	� Nach § 17 TrinkwV sind Anlagen für 
die Gewinnung, Aufbereitung oder 
Verteilung von Trinkwasser min-
destens nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik zu pla-
nen, zu bauen und zu betreiben. 

•	� Nach §12 der Verordnung über 
Allgemeine Bedingungen für die 
Versorgung mit Wasser (AVB-
WasserV) darf die Kundenanlage 
nur unter Beachtung der Vor-
schriften dieser Verordnung und 
anderer gesetzlicher oder be-
hördlicher Bestimmungen sowie 
nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik errichtet, er-
weitert, geändert und unterhal-
ten werden.

Bei der Formulierung „allgemein aner-
kannten Regeln der Technik“ handelt 
es sich um einen sogenannten unbe-
stimmten Rechtsbegriff, für den es kei-
ne Legaldefinition in einem Gesetz 
oder einer Verordnung gibt. Ansätze 
einer Konkretisierung dieses unbe-
stimmten Rechtsbegriffs finden sich in 
Gerichtsurteilen, in der rechtswissen-
schaftlichen Literatur und in Äußerun-
gen der Aufsichtsbehörden.

Unter Berücksichtigung all dieser An-
sätze wurde in der aktuellen Fassung 
der DVGW-Geschäftsordnung GW 100 
– der Verfahrensordnung des DVGW 
zur Erstellung technischer Regeln – für 
die DVGW-Arbeitsblätter folgende 
Festlegung getroffen: DVGW-Arbeits-
blätter beschreiben den Entwicklungs-
stand fortschrittlicher Verfahren, Ein-
richtungen und Betriebsweisen, der 
nach herrschender Auffassung führen-
der repräsentativer Fachleute als tech-
nisch notwendig, geeignet und ange-
messen angesehen wird und der sich in 
der Praxis bewährt hat. 

DVGW-Regelwerk konkretisiert die 
allgemein anerkannten Regeln der 
Technik

Das Oberlandesgericht Köln hat in einer 
Entscheidung aus dem Jahr 2008 ent-
schieden, dass die Bestimmungen (Ar-
beitsblätter) des DVGW hohes Ansehen 
genießen und ähnlich wie DIN-Normen 
als eine schriftliche Fixierung der aner-
kannten Regeln der Bautechnik gelten, 
solange nicht das Gegenteil sachverstän-
digerseits festgestellt wird. Zugunsten 
des DVGW-Regelwerks besteht eine wi-
derlegbare Vermutung, dass bei dessen 
Anwendung die allgemein anerkannten 
Regeln der Technik eingehalten sind. Es 
müssen dann schon besondere Umstän-
de vorliegen, um die Vermutungswir-

kung zu widerlegen – also trotz der Ein-
haltung des DVGW-Regelwerks ein 
schuldhaftes Verhalten festzustellen.

In den für die Trinkwasserversorgung 
relevanten Gesetzen und Verordnun-
gen, in denen die Einhaltung der all-
gemein anerkannten Regeln der Tech-
nik gefordert wird, wird das DVGW-
Regelwerk nicht als verpflichtend an-
zuwenden aufgeführt. Dem Anwender 
bleibt es selbst überlassen, wie er den 
Nachweis erbringt, die allgemein an-
erkannten Regeln der Technik einzu-
halten. Er kann sich in diesem Zusam-
menhang auf das DVGW-Regelwerk 
beziehen, muss dies aber nicht, son-
dern könnte sich beispielsweise auch 
auf eine andere technische Lösung 
beziehen. In diesem Fall muss er dann 
jedoch auch den Nachweis erbringen, 
dass diese andere technische Lösung 
auch der Begriffsdefinition der allge-
mein anerkannten Regeln der Technik 
entspricht. Diese andere Lösung müss-
te also u. a. herrschende Auffassung 
führender repräsentativer Fachleute 
sein und sich in der Praxis bewährt 
haben. Dieser Nachweis wird nicht zu 
führen sein – das DVGW-Regelwerk ist 
daher de facto alternativlos, um eine 
bestmögliche Haftungsrisikominimie-
rung zu bewirken.

DVGW-Regelwerk konkretisiert  
die „im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt“

Das DVGW-Regelwerk konkretisiert 
nicht nur den unbestimmten Rechtsbe-
griff der allgemein anerkannten Regeln 
der Technik, sondern hat auch eine we-
sentliche Bedeutung zur Konkretisie-
rung des haftungsrechtlich relevanten 
Begriffs der Fahrlässigkeit. Beispiel da-
für ist insbesondere der § 823 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches (BGB):
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(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das 
Leben, den Körper, die Gesundheit, die 
Freiheit, das Eigentum oder ein sonsti-
ges Recht eines anderen widerrechtlich 
verletzt, ist dem anderen zum Ersatz 
des daraus entstehenden Schadens ver-
pflichtet.
(2) Die gleiche Verpflichtung trifft den-
jenigen, welcher gegen ein den Schutz 
eines anderen bezweckendes Gesetz 
verstößt. 

Diese Vorschrift ist die wesentliche 
Grundlage der von der Rechtsprechung 
entwickelten Grundsätze zur Haftung 
bei Organisationsverschulden von Un-
ternehmen und Mitarbeitern.

Wann die in § 823 BGB vorausgesetzte 
Fahrlässigkeit gegeben ist, bestimmt 
sich nach § 276 Abs. 2 BGB: Demnach 
handelt derjenige fahrlässig, wer die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt außer 
Acht lässt. Diese Sorgfalt ist bei Einhal-
tung des geforderten gesetzlichen Stan-
dards erfüllt, also z. B der allgemein 
anerkannten Regeln der Technik. Die-
se konkretisiert wiederum das DVGW-
Regelwerk.

Das Technische Sicherheits- 
management (TSM) des DVGW

Exakt zugeschnitten auf die notwendi-
gen Bedürfnisse der Versorgungsunter-
nehmen, hat der DVGW Anforderungen 

an Qualifikation und Organisation der 
technischen Bereiche formuliert und 
sie in den DVGW-Arbeitsblättern  
G 1000, G 1010, G 1030, G 1040 und  
W 1000 als anerkannte Regeln der 
Technik veröffentlicht. Unterstützt mit 
aufeinander abgestimmten Leitfäden 
sind diese DVGW-Arbeitsblätter eine 
ausgezeichnete Basis zur Gewährleis-
tung einer vom Gesetzgeber geforder-
ten rechtssicheren Aufbau- und Ablau-
forganisation der Unternehmen. Die 
TSM-Bestätigung bewirkt in diesem 
Zusammenhang den Nachweis des 
Einhaltens wesentlicher haftungs-
rechtlich relevanter gesetzlicher Anfor-
derungen.

In Rheinland-Pfalz und im Saarland 
wird die Durchführung einer TSM-
Prüfung durch die jeweilige Landes-
regierung gefördert. Das Instrument 
des Technischen Sicherheitsmanage-
ments ist laut den Förderrichtlinien 
ein hervorragendes Mittel, um die 
Kompetenz der Unternehmen zu stär-
ken, denn es trägt zur Sicherung der 
betrieblichen Organisation und Ab-
läufe sowie zur Stärkung des rechtssi-
cheren Handelns bei. W

Ihr Ansprechpartner für Rückfragen: 

RA Dr. Uwe Wetzel

E-Mail: wetzel@dvgw.de
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STORE&GO veröf-
fentlicht  
Power-to-Gas- 
Roadmap

Power-to-Gas über Elektrolyse ist eine 
wichtige Zukunftstechnologie, um gro-
ße Mengen grüner Energie zu speichern 
und sie wieder nutzbar zu machen. Dies 
ist eines der wesentlichen Ergebnisse des 
Forschungsprojekts STORE&GO, das 
nach vier Jahren Laufzeit mit einer Ab-
schlusskonferenz am 17. und 18. Februar 
2020 in Karlsruhe zu Ende ging. Wäh-
rend der Konferenz wurden die detail-
lierten Projektergebnisse und Schlussfol-
gerungen von den beteiligten Wissen-
schaftlern vorgestellt und in einer Euro-
päischen Power-to-Gas Roadmap zusam-
mengefasst.

Ziel des Projektes war, das Potenzial von 
Power-to-Gas-Anwendungen im euro-
päischen Energienetz zu untersuchen 
und dabei auch wirtschaftliche und re-
gulatorische Aspekte in den Blick zu 
nehmen. Dazu betrieben die 27 Projekt-
partner an drei verschiedenen Standor-
ten Power-to-Gas-Anlagen, die aus er-
neuerbarem Strom synthetisches Me-
than erzeugten und direkt in die beste-
henden Gasnetze einspeisten.

„Wir haben konkrete Kosten für die 
Produktion von Methan aus Ökostrom 
ermittelt und Empfehlungen erarbei-
tet, wie und wo wir diese Technologien 
nun einführen sollten. Fragen der Ver-
sorgungssicherheit wurden genauso 
erörtert wie Anreize für private Inves-
titionen in die Infrastruktur“, sagte Dr. 
Frank Graf (EBI), Projektkoordinator 
bei STORE&GO. W

Die in Englisch verfasste  
36-seitige Roadmap kann unter 
www.storeandgo.info oder über den 
Direktlink im E-Paper eingesehen 
werden.
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